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Sehr geehrte Mandanten,

ausnahmsweise an dieser Stelle mal kein Hinweis auf eine Steuerspar-

möglichkeit oder Ähnliches. Vielmehr wollen wir vor privaten Nep-

pern, Schleppern und Bauernfänger warnen, die sich die Komplexität

des Steuerrechts zu Nutze machen wollen.

In diesen Tagen wird ein behördlich aussehendes Schreiben versandt,

welches schon auf dem Briefbogen den amtlich klingenden Absen-

der "Zentrales Gewerberegister Umsatzsteuer-ID-Nr.de" trägt. Die-

ses Schreiben ist jedoch keinesfalls amtlich oder behördlich, sondern

stammt tatsächlich von einer "DR Verwaltung AG" in Bonn. Dieses pri-

vate Unternehmen gaukelt Ihnen vor, dass Sie aufgrund der Steuerge-

setzgebung einen Eintrag in das genannte Register vornehmen müssen.

Nur: Eine gesetzliche Verpflichtung dafür gibt es nicht. Vielmehr han-

delt es sich hierbei um einen privaten Anbieter, der ein solches Regis-

ter erstellen möchte. Selbstverständlich geschieht dies nicht aus reiner

Nächstenliebe, denn dem Kleingedruckten kann entnommen wer-

den, dass dafür ein jährlicher Veröffentlichungsbeitrag von schlappen

398,88 Euro zzgl. Mehrwertsteuer berechnet wird.

Tatsächlich muss gesagt werden, dass in dem Schreiben nirgends die

Unwahrheit steht. Vielmehr ist es so, dass die Wahrheit lediglich klein-

gedruckt ist und alles Fettgedruckte sowie die gesamte Aufmachung

einen behördlichen Absender suggerieren. Belustigend ist dabei der

doppelköpfige Vogel, welcher wahrscheinlich den Bundesadler nach-

ahmen soll. Prüfen Sie also Ihre Eingangspost genau und fallen Sie nicht

auf solch miese Tricks herein!

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ihr

Nordlichter Steuerberater Team
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.3.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.3. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.3.2016.

Arbeitszimmer: Keine Werbungskosten bei  
gemischter Nutzung

Aufwendungen für einen Raum, der nur zweitweise beruflich genutzt 

wird, können nicht anteilig von der Steuer abgesetzt werden. Dies hat 

der Große Senat des Bundesfinanzhofes (BFH) entschieden. Über das 

Urteil berichtet die Bundessteuerberaterkammer (BStBK).

Sie erläutert, dass es damit bei der herrschenden Meinung bleibt, wo-

nach die Kosten für ein Arbeitszimmer nur dann steuerlich geltend 

gemacht werden können, wenn es der ausschließlichen betrieblichen/

beruflichen Nutzung dient und hinreichend vom privaten Bereich der 

Lebensführung abgegrenzt werden kann.

Für viele Steuerpflichtige sei diese Entscheidung eine Enttäuschung, 

sagte BStBK-Präsident Raoul Riedlinger. Die moderne Arbeitswelt er-

fordere ein hohes Maß an Flexibilität. Dies spiegele sich auch in ent-

sprechenden Arbeitsplatzmodellen wider. Dieser Entwicklung habe der 

BFH nicht Rechnung getragen. „Mit Verweis auf das Leistungsfähig-

keitsprinzip wäre eine Aufteilbarkeit durchaus gut begründbar gewe-

sen“, meint Riedlinger. Allerdings würden mit der Entscheidung des 

Großen Senats mögliche zukünftige Probleme bei der Aufteilung der 

Aufwendungen vermieden. Insofern herrsche wieder Rechtssicherheit.

Bundessteuerberaterkammer, PM vom 27.01.2016 zu Bundesfinanz-

hof, Urteil vom 27.07.2015

Unfall auf Dienstreise: Strafprozesskosten nicht 
absetzbar

Die Kosten eines Strafprozesses sind auch dann nicht steuerlich absetz-

bar, wenn die Straftat auf einem Verkehrsunfall beruht, der sich bei ei-

ner Dienstreise ereignet hat. Dies hebt das FG Rheinland-Pfalz hervor.

Der Kläger ist Angestellter und verursachte mit seinem Sportwagen, 

den er für eine Dienstreise nutzte, aufgrund erheblich überhöhter Ge-

schwindigkeit einen schweren Verkehrsunfall. Infolge des Unfalls ver-

starb eine junge Frau, eine weitere erlitt eine Querschnittslähmung. 

Der Kläger wurde deshalb unter anderem wegen fahrlässiger Tötung 

und vorsätzlicher Straßenverkehrsgefährdung angeklagt und nach 

mehrjährigem Strafprozess über mehrere Instanzen zu einer Freiheits-

strafe verurteilt, die zur Bewährung ausgesetzt wurde. Die Kosten sei-

nes Strafverteidigers in Höhe von 66.449 Euro wollte er steuerlich gel-

tend machen, was ihm das beklagte Finanzamt allerdings verweigerte.

Auch die dagegen erhobene Klage des Klägers blieb erfolglos. Das FG 

führte zu Begründung aus, die Prozess- beziehungsweise Strafverteidi-

gerkosten seien weder als Werbungskosten bei den Arbeitseinkünften 

des Klägers noch als  „außergewöhnliche Belastung“ abzugsfähig. Ein 

Werbungskostenabzug komme nicht in Betracht, weil die Kosten in 

erster Linie durch die Straftat beziehungsweise die rücksichtslose Ver-

kehrsgesinnung des Klägers verursacht worden seien. Sie seien deshalb 

nicht der beruflichen Sphäre zuzuordnen und insbesondere nicht mit 

„Unfallkosten“ vergleichbar, die unter bestimmten Voraussetzungen 

steuerlich abzugsfähig seien (zum Beispiel Reparaturkosten).

Eine „außergewöhnliche Belastung“ liege nur dann vor, wenn es sich 

um zwangsläufige, unausweichliche Aufwendungen handle. Eine 

vorsätzliche Straftat sei nicht unausweichlich, weil sie verboten sei. 

Dementsprechend fehle sämtlichen Kosten, die dem Kläger wegen des 

Strafprozesses entstanden seien, die erforderliche Zwangsläufigkeit.
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Ein Rechtsmittel hat das FG nicht zugelassen. Der Kläger kann dem-

nach nur eine so genannte Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundes-

finanzhof einlegen.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 22.01.2016, 4 K 1572/14

Riester-Rente: Klauseln zu Kostenüberschuss- 
beteiligung der Versicherungsnehmer intransparent 
und damit unwirksam

Ein großes deutsches Versicherungsunternehmen darf zwei Teilklau-

seln in den Bedingungen seiner Riester-Rentenversicherungsverträge, 

welche die Kostenüberschussbeteiligung der Versicherungsnehmer be-

treffen, nicht mehr verwenden. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat das 

von der Vorinstanz ausgesprochene Verbot bestätigt, da die Klauseln 

intransparent und damit unwirksam seien.

Das Transparenzgebot nach § 307 Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches  verlangt vom Verwender Allgemeiner Geschäftsbe-

dingungen, dass die Rechte und Pflichten des Vertragspartners mög-

lichst klar und durchschaubar dargestellt sind und die Klauseln die 

wirtschaftlichen Nachteile und Belastungen so weit erkennen lassen, 

wie dies nach den Umständen gefordert werden kann. Eine Regelung 

hält deshalb einer Transparenzkontrolle dann nicht stand, wenn sie an 

verschiedenen Stellen in den Bedingungen niedergelegt ist, die nur 

schwer miteinander in Zusammenhang zu bringen sind, oder wenn der 

Regelungsgehalt auf andere Weise durch die Verteilung auf mehrere 

Stellen verdunkelt wird.

Die beanstandeten Textstellen „Wir beteiligen Sie nach § 153 Versiche-

rungsvertragsgesetz an den Überschüssen ….“ und – speziell zur Ver-

teilung von Überschüssen aus Kosteneinsparungen – „Auch von diesen 

Überschüssen erhalten die … Versicherungsnehmer mindestens den 

in der jeweils aktuellen Fassung der MindZV genannten Prozentsatz 

(derzeit … 50 Prozent …).“ weckten nach Ansicht des BGH beim Ver-

sicherungsinteressenten die Erwartung, in jedem Fall an den Kosten-

überschüssen beteiligt zu werden. Entgegen der insoweit scheinbar 

uneingeschränkten Zusage werde ihm aber nicht ausreichend verdeut-

licht, dass Rentenversicherungsverträge, deren Garantiekapital ein von 

der Beklagten in ihrem Geschäftsbericht festzusetzendes Volumen 

(derzeit 40.000 Euro) unterschreitet, aufgrund weiterer, an anderer 

Stelle getroffener Regelungen von der Beteiligung an Kostenüber-

schüssen von vornherein ausgeschlossen sind.

Einen so weitgehenden und grundsätzlichen Ausschluss könne der 

durchschnittliche Vertragsinteressent, auf dessen Sicht es insoweit 

maßgeblich ankomme, dem Bedingungswerk nicht ausreichend ent-

nehmen. Die Bedingungen enthielten keinen hinreichenden Hinweis 

darauf, dass Verträge mit geringem Garantiekapital, die nach den 

Feststellungen des Berufungsgerichts unstreitig 30 bis 50 Prozent 

des Riester-Rentenversicherungsverträge-Bestandes der Beklagten 

ausmachen, von der Beteiligung an den Kostenüberschüssen gänzlich 

ausgeschlossen werden sollen. Das erschließe sich erst über eine Kette 

von komplizierten Verweisungen, die bis zum jährlichen Geschäftsbe-

richt des beklagten Versicherers führten, wo an nicht hervorgehobener 

Stelle darüber informiert werde, dass der für die Kostenüberschussbe-

teiligung maßgebliche Zusatzüberschussanteil nur bei Versicherungen 

mit laufender Beitragszahlung und – bei so genannten Grundbaustei-

nen – bestimmten Garantiekapitalgrenzen gewährt wird.

Soweit die Beklagte darauf verwiesen hat, ihr Verteilungssystem sei 

sachgerecht und entspreche inhaltlich den gesetzlichen Vorgaben, ist 

das Berufungsgericht dem nicht entgegengetreten. Darauf komme es 

hier auch nicht an, so der BGH. Maßgebend sei, dass die angegriffe-

nen Klauseln beim durchschnittlichen Versicherungsinteressenten die 

Erwartung erweckten, in jedem Fall immerhin mit einer Mindestbe-

teiligung auch an den Kostenüberschüssen zu partizipieren. Der Ver-

sicherer sei aber verpflichtet, den Versicherungsinteressenten das 

Nachteilsrisiko – mag es auch systembedingt zwangsläufig sein und 

wirtschaftlich nicht schwer wiegen (nach der Behauptung der Beklag-

ten wären beispielsweise bei gleichmäßiger Verteilung des im Jahr 

2012 insgesamt für die Kostenüberschussbeteiligung verwendeten 

Betrages von 300.000 Euro auf jeden Vertrag rechnerisch lediglich 60 

Cent entfallen) – aufzuzeigen, weil es geeignet sei, deren Anlageent-

scheidung zu beeinflussen.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 13.01.2016, IV ZR 38/14
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Dividendenstripping laut Bundesregierung teilweise 
zulässig

Bestimmte Konstellationen des Dividendenstrippings sind offenbar 

zulässig. In einer Antwort (BT-Drs. 18/7213) auf eine Kleine Anfrage der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drs. 18/6863) verweist die Bun-

desregierung insoweit auf zwei Urteile des Bundesfinanzhofes (BFH), 

der für bestimmte Konstellationen die Zulässigkeit festgestellt habe. 

Ob in anderen Konstellationen die Grenzen des Gestaltungsmiss-

brauchs überschritten seien, hänge von den Umständen des Einzelfalls 

ab. Wie hoch die Steuerausfälle durch Dividendenstripping sind, könne 

die Bundesregierung nicht sagen. Es gebe „keine geeigneten Erkennt-

nisquellen“.

Die Bundesregierung erläutert in der Antwort, wie so genannte Cum-

Cum-Geschäfte funktionieren. Charakteristisch dafür sei die Übertra-

gung von Aktien an Steuerinländer vor dem Dividendenstichtag. Nach 

Bezug der Dividende erfolge eine Rückübertragung der Aktien unter 

Berücksichtigung des Dividendenabschlags. Voraussetzung für die Kal-

kulation der Gestaltung sei die Steuerpflicht der Dividende. Außerdem 

müsse diese Steuerpflicht durch einen Veräußerungsverlust in Höhe 

des Dividendenabschlags bei der Rückübertragung der Aktien beim 

Steuerinländer kompensiert werden können. Wie die Bundesregierung 

mitteilt, hat sie mit dem Entwurf des Investmentsteuerreformgesetzes 

Vorschläge zur Verhinderung von Cum-Cum-Geschäften vorgelegt.

Deutscher Bundestag, PM vom 19.01.2016

Vorsicht bei Überlassung einer Mietwohnung an die 
unterhaltsberechtigte Kinder

Vermieten Eltern an ihre Tochter eine Wohnung, zahlt die Tochter die 

im Mietvertrag vereinbarte Miete aber nicht, so ist das Mietverhältnis 

mangels Einkunftserzielungsabsicht der Eltern steuerlich nicht anzu-

erkennen. Die Behauptung, die Miete werde mit dem Unterhaltsan-

spruch, den die Tochter gegen die Eltern habe, verrechnet, führt laut 

Finanzgericht (FG) Düsseldorf zumindest dann zu keinem anderen Er-

gebnis, wenn die Höhe des Unterhaltsanspruches nicht im Einzelnen 

festgelegt worden ist und auch die weiteren Barunterhaltsleistungen 

weder vereinbart und noch abgerechnet wurden.

Die Kläger vermieten seit November 2011 eine 54 Quadratmeter 

große Wohnung in einem Zweifamilienhaus an ihre Tochter, die bei 

Abschluss des Mietvertrags noch das Gymnasium besuchte und im 

Anschluss daran ein Studium aufnahm. Der Mietvertrag sah eine Kalt-

miete von 350 Euro und Nebenkostenvorauszahlungen von 125 Euro 

vor. Tatsächlich zahlte die Tochter jedoch keine Miete.

Vor diesem Hintergrund verneinte das beklagte Finanzamt die Ein-

kunftserzielungsabsicht der Kläger und ließ die geltend gemachten 

Werbungskosten nur anteilig zum Abzug zu. Dagegen machten die 

Kläger geltend, ihre Tochter habe die Miete von insgesamt 4.200 Euro 

und die abgerechneten Nebenkosten von 115 Euro aus dem Barunter-

halt bestritten. Sie habe einen Unterhaltsanspruch von mindestens 

781 Euro pro Monat. Der Differenzbetrag werde ihr je nach Bedarf bar 

ausgezahlt.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen und ein steuerlich anzu-

erkennendes Mietverhältnis abgelehnt. Die Überlassung der Wohnung 

stelle sich nicht als entgeltliche Nutzungsüberlassung dar, sondern als 

Naturalunterhalt. Bereits der Mietvertrag halte dem anzustellenden 

Fremdvergleich nicht stand. Vereinbart worden sei die unbare Zahlung 

der Miete durch Überweisung. Tatsächlich sei aber kein Geld von ei-

nem Konto der Tochter der Kläger auf ein Konto der Kläger geflossen.

Auch die behauptete Verrechnung der Miete mit dem Unterhalt führe 

zu keinem anderen Ergebnis. So sei die Höhe des Unterhaltsanspruchs 

nicht im Einzelnen festgelegt worden. Ebenso wenig seien die weiteren 

Barunterhaltsleistungen vereinbart und abgerechnet worden. Schließ-

lich zeigten die weiteren Umstände („schrittchenweiser“ Einzug der 

Schülerin in die Wohnung der verstorbenen Urgroßmutter, keine Nut-

zung der Wohnung zum selbstständigen hauswirtschaftlichen Leben), 

dass es den Beteiligten nicht um eine entgeltliche Vermietung, son-

dern um Naturalunterhalt in Gestalt der Wohnraumüberlassung ge-

gangen sei.

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, 

die dort unter dem Aktenzeichen IX R 28/15 anhängig ist.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 20.05.2015, 7 K 1077/14 E, nicht 

rechtskräftig
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Wohnungswirtschaft fordert Absenkung der  
Grunderwerbsteuer

Haus & Grund Schleswig Holstein und der Verband norddeutscher 

Wohnungsunternehmen (VNW) fordern das Land Schleswig-Holstein 

auf, den Satz zur Erhebung der Grunderwerbsteuer „nennenswert“ 

zu senken. Schleswig-Holstein habe mit 6,5 Prozent bundesweit den 

höchsten Steuersatz aller Länder, kritisieren die Verbände.

Sie sehen in der Höhe der Grunderwerbsteuer eine Belastung für die 

Wohnungsbaukonjunktur. Dadurch würden Investitionsentscheidun-

gen verzögert oder blieben ganz aus. Gerade der Wohnungsbau müsse 

– unter anderem aufgrund der anstehenden Flüchtlingsunterbringung 

– vorangetrieben werden.

Das Land könne sich derzeit über Rekordsteuereinnahmen freuen, so 

VNW-Direktor Andreas Breitner. Das lasse genug Luft und finanziellen 

Spielraum, um den dringend benötigten Wohnungsbau zu fördern. Hier-

zu müssten bestehende Hemmnisse abgebaut werden. Der bundeswei-

te Spitzensteuersatz bei der Grunderwerbsteuer sei „kein Ruhmesblatt“, 

sondern stehe derzeit den Erfordernissen im Wohnungsbau entgegen. 

Schleswig-Holstein brauche jetzt mehr bezahlbaren Wohnraum.

Der Vorsitzende von Haus & Grund Schleswig-Holstein Alexander 

Blažek betont, wer in Schleswig-Holstein ein Eigenheim baue oder 

eine Eigentumswohnung kaufe, zahle bei einem Preis in Höhe von 

250.000 Euro derzeit 7.500 Euro mehr Steuern als bis 2012. Für viele 

Familien sei die Finanzierung nicht mehr zu stemmen. Dabei sei die 

eigene Immobilie die beste Altersversorgung und entlaste später die 

Sozialkassen.

Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V., PM vom 

06.01.2016

Kindergeld bei mehrjährigem Auslandsstudium eines 
Kindes

Eltern können für ein Kind, das sich während eines mehrjährigen Stu-

diums außerhalb der Europäischen Union und des Europäischen Wirt-

schaftsraums aufhält, weiterhin Kindergeld beziehen, wenn das Kind 

einen Wohnsitz im Haushalt der Eltern beibehält. Dies hat der Bundes-

finanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger mit chinesischer Herkunft. 

Sein 1994 geborener Sohn absolvierte nach dem Ende seiner schuli-

schen Ausbildung zunächst einen einjährigen Sprachkurs in China und 

entschied sich nach dessen Ende für ein im September 2013 begin-

nendes vierjähriges Bachelorstudium in China. Während des Studiums 

wohnte der Sohn in einem Studentenwohnheim. Verwandtschaftli-

che Beziehungen bestanden am Studienort nicht. In den Sommerse-

mesterferien 2013 und 2014 kehrte der Sohn für jeweils circa sechs 

Wochen nach Deutschland zurück und war während dieser Zeiten in 

der elterlichen Wohnung in seinem Kinderzimmer untergebracht. Die 

Familienkasse hob die Kindergeldfestsetzung ab September 2013 auf, 

da sie davon ausging, dass der Sohn seinen Wohnsitz vom Inland nach 

China verlegt habe.

Wie bereits zuvor das Finanzgericht (FG) folgte der BFH der Ansicht 

der Familienkasse nicht. Ein Kindergeldanspruch setze unter anderem 

voraus, dass das Kind einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

in einem Staat hat, auf den das Abkommen über den Europäischen 

Wirtschaftsraum Anwendung findet. Der BFH ging insoweit davon aus, 

dass der Sohn zumindest während des Streitzeitraums (September 

2013 bis März 2014) trotz seines Studiums in China einen inländischen 

Wohnsitz beibehalten hat. Da vorübergehende, weniger als einjähri-

ge Auslandsaufenthalte grundsätzlich nicht zum Wegfall des Inlands-

wohnsitzes führen, sah der BFH den vor dem Studium durchgeführten 

Sprachkurs als unproblematisch an.

Aber auch im Hinblick auf das Studium selbst billigte der BFH im Er-

gebnis die Würdigung des FG, dass noch keine Wohnsitzverlagerung 

nach China stattgefunden hat. Maßgeblich war für den BFH insofern, 

dass der Sohn mindestens die Hälfte seiner ausbildungsfreien Zeit in 

Deutschland verbrachte und seine Wohnverhältnisse sowie persönli-

chen Bindungen einen stärkeren Bezug zum Inland als zum Studienort 

aufwiesen. Für unerheblich hielt der BFH dagegen, ob der Kläger oder 

sein Sohn über ausländische Wurzeln verfügten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 23.06.2015, III R 38/14
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Online-Banking: Bank muss aufgrund einer Phishing-
Attacke entstandenen Schaden ausgleichen

Das LG Oldenburg hat eine Bank zum Ausgleich des Schadens verur-

teilt, den ein Nutzer ihres Online-Banking-Verfahrens aufgrund einer 

Phishing-Attacke erlitten hat. Dabei betont das LG, dass es die Bank sei, 

die gegebenenfalls nachweisen müsse, dass es sich bei den Zahlungs-

vorgängen um solche gehandelt hat, die der Kunde autorisiert hat.

Der Kläger nutzte seit 15 Jahren das von der beklagten Bank angebo-

tene Online-Banking-System, zuletzt in Form des mTan-Verfahrens. 

Dort erhält der Kunde von der Bank zur Freigabe seines Bankauftrags 

eine SMS an sein Mobiltelefon, mittels derer er sich am PC als Berech-

tigter legitimieren kann. Der Kläger machte geltend, in der Zeit vom 

09.03.2015 bis 13.03.2015 sei es zu 44 unberechtigten Überweisun-

gen von seinen Konten gekommen mit einem Gesamtschaden von 

rund 11.245 Euro. Der Kläger verlangte von der Beklagten Schaden-

ersatz in dieser Höhe. Die Bank verweigerte die Zahlung. Sie meint, 

der Kläger habe grob fahrlässig gehandelt. Insbesondere habe er Apps 

auf sein Mobiltelefon heruntergeladen, die nicht aus sicheren Quellen 

herrührten.

Nach durchgeführter Beweisaufnahme hat das LG der Klage stattgege-

ben. Die Beklagte habe nachzuweisen, dass es sich bei den streitgegen-

ständlichen Zahlungsvorgängen um solche gehandelt hat, die der Klä-

ger autorisiert hat. Nicht der Kläger habe zu beweisen, dass er Opfer 

einer Phishing-Attacke geworden sei und somit die Zahlungsvorgänge 

durch unberechtigte Dritte erfolgten. Dafür sei es nicht ausreichend, 

dass die Bank die Zahlungsvorgänge elektronisch aufzeichnet. Auch 

spreche kein Anscheinsbeweis für eine autorisierte Zahlung, wenn die 

Legitimation unter Verwendung der dem Kläger zur Verfügung gestell-

ten Benutzernamen, PIN und TAN erfolgt.

LG Oldenburg, Urteil vom 15.01.2016, 8 O 1454/15, nicht rechtskräftig

BCI-Betrugsfall: Verurteilungen sind rechtskräftig

Der BGH hat die Verurteilungen der sechs Angeklagten im Betrugsfall 

um die Business Capital Investors Corporation (BCI) wegen gewerbs-

mäßigen Bandenbetruges beziehungsweise wegen Betruges oder Bei-

hilfe dazu bestätigt. Das Urteil des LG Düsseldorf, das auf Freiheitsstra-

fen zwischen zehn Jahren und sechs Monaten sowie zwei Jahren und 

sechs Monaten erkannt hatte, ist damit rechtskräftig.

Nach den Feststellungen des LG ließ einer der Angeklagten in den USA 

die BCI gründen. Durch selbstständige Finanzberater wurden anschlie-

ßend über mehrere Jahre hinweg Unternehmensbeteiligungen an 

der BCI als Kapitalanlage vertrieben und den Anlegern dabei – unter 

anderem – regelmäßige jährliche Renditen in Höhe von 15,5 Prozent 

in Aussicht gestellt. Tatsächlich investierte die BCI die Anlagegelder 

entgegen den Angaben der Finanzberater jedenfalls zum weit über-

wiegenden Teil nicht. Provisionszahlungen an die in den Vertrieb ein-

geschalteten Finanzberater sowie Gewinnausschüttungen und Rück-

zahlungen an die Anleger wurden mit den Geldern neu angeworbener 

Anleger geleistet (so genanntes Schneeballsystem).

Im Zeitraum zwischen Juli 2006 und November 2011 zahlten 1.723 An-

leger insgesamt 56.701.634,99 Euro auf der BCI zuzurechnende Kon-

ten. Ausschließlich vermögenden Privatanlegern wurde in den Jahren 

2009 und 2010 zudem eine weitere Kapitalanlage, das so genannte 

Privat Placement, angeboten. Auch hier wurden falsche Angaben zum 

Anlagegegenstand und den Renditeaussichten gemacht, was zu Zah-

lungen von Anlegern in Höhe von weiteren 5.600.000 Euro führte.

Der BGH hat die Revisionen der Angeklagten, die das Urteil mit Verfah-

rens- und Sachrügen angegriffen hatten, als unbegründet verworfen. 

Die Revision der Staatsanwaltschaft hat er mit Urteil vom selben Tag 

als unzulässig verworfen.

Bundesgerichtshof, Beschlüsse vom 10.12.2015, 3 StR 163/15 und Ur-

teil vom 10.12.2015, 3 StR 163/15

Rechtsschutzversicherung: Kapitalanlagegeschäfte 
dürfen ausgeschlossen werden

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat entschieden, dass eine Rechts-

schutzversicherung den Schutz für Streitigkeiten im Zusammenhang 

mit Glücksspielen, Spekulations- und Kapitalanlagegeschäften grund-

sätzlich ausschließen darf. 

Eine solche Ausschlussklausel in den Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen der Versicherungsgesellschaft benachteilige die Versicherten 

nicht, erklärten die Richter. Auch komme sie nicht überraschend – und 

sei somit wirksam. 

Allgemeine 
Informationen



März 2016

8

Im konkreten Fall bestand kein Versicherungsschutz bei Rechtsstreitig-

keiten im Zusammenhang „mit Spiel- oder Wettverträgen sowie Ter-

min-, Options- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäften, Gewinn-

versprechen sowie Kapitalanlagegeschäften aller Art.“

OLG Düsseldorf, 6 U 78/14

Keine Vorfälligkeitsentschädigung bei vorzeitiger 
Kündigung eines Darlehens durch die Bank

Wenn eine Bank ein Darlehen kündigt, weil der Darlehensnehmer mit 

den Zahlungen im Verzug ist, darf sie keine Vorfälligkeitsentschädi-

gung verlangen. 

Im entschiedenen Fall hatte eine Kreissparkasse zwei Verbraucherdar-

lehen gewährt und diese vorzeitig gekündigt, als die Darlehensnehmer 

mit ihren Zahlungen in Verzug gerieten. Die Bank verlangte Vorfällig-

keitsentschädigungen, die auch gezahlt wurden, um eine Zwangsvoll-

streckung abzuwenden. Später wurde sie jedoch auf Rückzahlung der 

Vorfälligkeitsentschädigung nebst Zinsen verklagt. Der BGH gab der 

Klage jetzt statt.

BGH, Urteil vom 19.01.2016, Az. XI ZR 103/15

Unterhaltsrecht: Oberlandesgericht Köln  
veröffentlicht neue Leitlinien

Die Familiensenate des Oberlandesgerichts (OLG) Köln haben ihre 

neuen Unterhaltsleitlinien bekannt gegeben (Stand 01.01.2016). Wie 

das Gericht mitteilt, betreffen die Änderungen nur das Tabellenwerk 

und die Erhöhung des Bedarfssatzes für außerhalb des Elternhauses 

wohnende Studierende, der sich an der zu erwartenden Erhöhung des 

BaFöG-Satzes orientiert (Ziffer 13).

Die Unterhaltsleitlinien sind von den Familiensenaten des OLG Köln 

erarbeitet worden, um Anwendungshilfen für häufig wiederkehrende 

unterhaltsrechtliche Fallgestaltungen zu geben und in praktisch be-

deutsamen Unterhaltsfragen eine möglichst einheitliche Rechtspre-

chung im gesamten Gerichtsbezirk zu erzielen. Die Leitlinien können 

die Familienrichter allerdings nicht binden. Sie sollen die angemessene 

Lösung des Einzelfalls nicht antasten. Dies gilt auch für die „Tabellen-

Unterhaltssätze“.

Die neu gefassten Leitlinien stehen auf der Homepage des OLG (www.

olg-koeln.nrw.de) unter der Rubrik „Rechts-Infos“ zur Verfügung. Über 

Links können dort zugleich die zum 01.01.2016 aktualisierte so ge-

nannte Düsseldorfer Tabelle, die bundesweit als Orientierung bei der 

Festlegung von Kindesunterhalt dient, sowie die von den Familiense-

naten der süddeutschen Oberlandesgerichte herausgegebenen und 

ebenfalls zum 01.01.2016 geänderten Süddeutschen Leitlinien aufge-

rufen werden.

Oberlandesgericht Köln, PM vom 11.01.2016

Aufwendungen für künstliche Befruchtung im  
EU-Ausland: Bei Befruchtung von über drei Eizellen 
keine außergewöhnlichen Belastungen

Aufwendungen für eine im EU-Ausland durchgeführte künstliche Be-

fruchtung von mehr als drei Eizellen sind keine außergewöhnliche Be-

lastung. Dies hebt das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg hervor.

Im zugrunde liegenden Fall hatte der Kläger, der unter einer so genann-

ten Subfertilität leidet, Aufwendungen in Höhe von 17.261.62 Euro als 

außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht. Die Aufwendungen 

sind ihm aufgrund von Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung sei-

ner damals noch nicht mit ihm verheirateten Ehefrau entstanden.

Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung der Aufwendungen als au-

ßergewöhnliche Belastungen ab. Das FG folgte dieser Ansicht. Der An-

erkennung der Kosten stehen hier entgegen, dass die im Zusammen-

hang mit der künstlichen Befruchtung stehenden Maßnahmen nicht 

mit den Richtlinien der Berufsordnungen für Ärzte in Einklang standen. 

Eine Befruchtung von mehr als drei Eizellen – wie sie im Streitfall vor-

liege – sei nicht mit den im Streitjahr 2010 gültigen und auch bis zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt nicht geänderten Richtlinien der Berufsord-

nungen für Ärzte in Einklang zu bringen.

Die geltend gemachten Aufwendungen seien auch deswegen nicht als 

außergewöhnliche Belastungen anzuerkennen, weil ein Verstoß gegen 

ein gesetzliches Verbot vorliegt. In einem solchen Fall fehle es an der 

Zwangsläufigkeit der fraglichen Aufwendungen, so das FG. So ergebe 

sich aus dem Embryonenschutzgesetz, dass nicht mehr als drei Eizellen 

befruchtet werden dürfen. Die Auslegung, wonach die erlaubte Zahl 

der Befruchtungen vom ärztlichen Beurteilungsspielraum abhängt und 



Schaufenster Steuern Mandantenbrief der Nordlichter Steuerberater

9

überzählige Embryonen zwar entstehen, aber nicht geplant sein dürf-

ten, lehnt das FG ab. Es verweist dazu auf den Wortlaut der betreffen-

den Vorschrift im Embryonenschutzgesetz und auf die Intention des 

Gesetzgebers, der die Produktion überzähliger Embryonen verhindern 

habe wollen.

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 28.04.2015, 8 K 1792/13

Kindergeld: Konsekutives Masterstudium als Teil der 
Erstausbildung

Ein Masterstudium ist jedenfalls dann Teil einer einheitlichen Erstaus-

bildung, wenn es zeitlich und inhaltlich auf den vorangegangenen Ba-

chelorstudiengang abgestimmt ist (so genanntes konsekutives Mas-

terstudium). Damit besteht unter diesen Voraussetzungen auch nach 

Abschluss eines Bachelorstudienganges ein Anspruch auf Kindergeld, 

wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Der Sohn der Klägerin beendete im April 2013 den Studiengang Wirt-

schaftsmathematik an einer Universität mit dem Bachelor-Abschluss. 

Seit dem Wintersemester 2012/2013 war er dort bereits für den Mas-

terstudiengang ebenfalls im Bereich Wirtschaftsmathematik einge-

schrieben und führte diesen Studiengang nach Erlangung des Bache-

lor-Abschlusses fort. Daneben war er 21,5 Stunden wöchentlich als 

studentische Hilfskraft und als Nachhilfelehrer tätig.

Die Familienkasse hob die zugunsten der Klägerin erfolgte Kindergeld-

festsetzung ab dem Erreichen des Bachelor-Abschlusses auf. Sie ging 

dabei davon aus, dass die Erstausbildung des Sohnes mit diesem Ab-

schluss beendet sei. Eine grundsätzlich mögliche Weitergewährung bis 

zum Abschluss des Masterstudiums sei nicht möglich, da das Kind wäh-

rend des Studiums mehr als 20 Stunden pro Woche gearbeitet habe. 

Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung der Familienkasse an.

Dem ist der BFH nicht gefolgt. Zwar sei nach der ab 2012 geltenden 

Fassung des § 32 Absatz 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes Kinder-

geld auch weiterhin für ein in Ausbildung befindliches Kind zu gewähren, 

solange das Kind nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat. Es komme dabei 

grundsätzlich nicht darauf an, ob es sich um eine Erst-, Zweit- oder Drit-

tausbildung handelt. Allerdings entfalle der Kindergeldanspruch, wenn 

das Kind nach seiner Erstausbildung neben einer weiteren Ausbildung 

regelmäßig mehr als 20 Stunden pro Woche arbeite.

Der BFH entschied nun, dass im Streitfall das im Anschluss an das Ba-

chelorstudium durchgeführte Masterstudium nicht als weitere, son-

dern noch als Teil einer einheitlichen Erstausbildung zu werten ist. Er 

stellte insoweit darauf ab, dass Bachelor- und Masterstudium in ei-

nem engen sachlichen und zeitlichen Zusammenhang durchgeführt 

wurden (sogenanntes konsekutives Masterstudium) und sich daher als 

integrative Teile einer einheitlichen Erstausbildung darstellten. Da die 

Erstausbildung im Streitfall mit der Erlangung des Bachelor-Abschlus-

ses noch nicht beendet gewesen sei, sei es nicht darauf angekommen, 

dass der Sohn der Klägerin bis zur Erlangung des Masterabschlusses 

mehr als 20 Stunden pro Woche gearbeitet habe.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 03.09.2015, VI R 9/15

Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen:  
Übergangsregelung ist verfassungsgemäß

Die Übergangsregelung in § 27 Absatz 19 Umsatzsteuergesetz (UStG) 

zur Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen ist verfassungsgemäß. 

Dies hat das Finanzgericht (FG) Niedersachsen entschieden. Die Revi-

sion wurde zugelassen. Ein Aktenzeichen des Bundesfinanzhofes (BFH) 

liegt noch nicht vor.

§ 27 Absatz 19 UStG betrifft vor dem 15.02.2014 erbrachte umsatz-

steuerpflichtige Leistungen, bei denen leistender Unternehmer und 

Leistungsempfänger davon ausgegangen sind, dass der Leistungs-

empfänger die Steuer als Bauleistung nach § 13b UStG schuldet, diese 

Annahme sich aber nachträglich als unrichtig herausstellt. Für diesen 

Fall begründet § 27 Absatz 19 UStG eine Änderungsmöglichkeit der 

Steuerfestsetzung beim Leistenden, sofern der zu Unrecht nach § 13b 

UStG in Anspruch genommene Leistungsempfänger seine gezahlte 

Steuer zurückfordert.

Nachdem der BFH mit Urteil vom 22.08.2013 (V R 37/10) entschieden 

hatte, dass Bauträger keine Steuerschuldner nach § 13b UStG sind, 

forderte der Leistungsempfänger im Streitfall die gezahlte Steuer zu-

rück. Gleichzeitig setzte das Finanzamt die Steuer für 2009 nunmehr 

gegenüber dem Kläger als leistenden Unternehmer nach § 27 Absatz 

19 UStG fest.

Das FG Niedersachsen wies die Klage ab. § 27 Absatz 19 UStG sei 

als verfahrensrechtliche Sondervorschrift zu § 174 Absatz 3 AO (wi-
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derstreitende Steuerfestsetzung) zu verstehen und verstoße mangels 

echter Rückwirkung nicht gegen das aus dem Rechtsstaatsprinzip fol-

gende Rückwirkungsverbot. Bei verfahrensrechtlichen Änderungsmög-

lichkeiten unterscheide der BFH die echte von der unechten Rückwir-

kung danach, ob die Festsetzungsfrist für die zu ändernden Bescheide 

bereits abgelaufen sei (zum Beispiel Urteil vom 16.12.2014, VIII R 30/12 

zu § 32a KStG). Danach beinhalte § 27 Absatz 19 UStG lediglich un-

echte Rückwirkung, weil bei Inkrafttreten der Regelung (31.07.2014) 

im Streitfall noch keine Festsetzungsverjährung eingetreten war.

Die Grundsätze des Vertrauensschutzes seien durch § 27 Absatz 19 

Sätze 3 und 4 UStG in verfassungskonformer Weise gewährleistet. 

Danach könne der leistende Unternehmer die Steuerforderung des 

Finanzamts dadurch erfüllen, dass er seinen zivilrechtlichen Umsatz-

steuernachforderungsanspruch an das Finanzamt abtritt. Der Umsatz-

steuernachforderungsanspruch ergebe sich aus der nachträglichen 

Bruttoabrechnung gegenüber dem Leistungsempfänger. Der sich 

zivilrechtlich aus § 313 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB – Wegfall der 

Geschäftsgrundlage) ergebende Anspruch auf Vertragsanpassung sei 

nicht verjährt, weil die dreijährige Verjährungsfrist nach § 199 Absatz 1 

Nr. 2 BGB frühestens mit Kenntnis der anspruchsbegründenden Tatsa-

chen (hier: Urteil des BFH vom 22.08.2013) zu laufen beginne.

Das Urteil betrifft laut FG Niedersachsen Bauleistungen an Bauträger 

und damit eine Vielzahl von Fällen. Nachdem bereits mehrere Gerich-

te in Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes von einer verfassungs-

rechtlich unzulässigen echten Rückwirkung des § 27 Absatz 19 aus-

gegangen seien (zum Beispiel FG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 

03.06.2015, 5 V 5026/15), liege nunmehr – soweit ersichtlich – die 

erste Entscheidung eines Gerichts in der Hauptsache vor.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 29.10.2015, 5 K 80/15

Mietminderung: Dauernd lärmende Nachbarn  
müssen nicht ertragen werden

Grundsätzlich sind Geräusche aus einer Nachbarwohnung (etwa Türen 

knallen oder ein unangemessen lauter Fernseher) von Mietern hinzu-

nehmen. Allerdings gibt es Grenzen. 

Lärmt es aus der Nachbarwohnung regelmäßig bereits in den frühen 

Morgenstunden und oder bis tief in die Nacht, so kann das eine Miet-

minderung rechtfertigen. Damit sei das sozialadäquate Maß über-

schritten, so das LG Berlin. Der Vermieter habe dafür zu sorgen, dass 

zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr keine Ruhestörungen im Haus vor-

kämen. Kann er das nicht, so dürfen die in ihrer Ruhe Gestörten den 

Mietzins mindern (hier um 10%). In dem Fall ging es um Nachbarn, 

die teils schon in den frühen Morgenstunden oder spät in der Nacht 

lautstark stritten, die Türen knallten, polterten, trampelten und den 

Fernseher immer wieder laut aufdrehten.

LG Berlin, 63 S 236/14

Versorgungsausgleichszahlungen können als  
Werbungskosten abzugsfähig sein

Ausgleichszahlungen an den geschiedenen Ehegatten im Rahmen des 

Versorgungsausgleichs können als Werbungskosten abzugsfähig sein. 

Dies hat das FG Münster entschieden. Die Richter haben die Revision 

zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Der Kläger hatte mit seiner geschiedenen Ehefrau eine Scheidungs-

folgenvereinbarung getroffen. Diese sah unter anderem vor, dass der 

Kläger an diese eine Zahlung leisten sollte, um seine betriebliche Al-

tersversorgung aus dem Versorgungsausgleich auszuschließen. Der 

Kläger beantragte beim Finanzamt die Berücksichtigung des gezahlten 

Betrages als Werbungskosten bei seinen Einkünften aus nichtselbstän-

diger Arbeit. Das Finanzamt lehnte dies mit der Begründung ab, dass 

es sich um einen Vorgang auf der privaten Vermögensebene handele.

Das FG Münster gab der hiergegen erhobenen Klage statt. Versor-

gungsausgleichszahlungen bei Ehescheidung gehörten, so das Gericht, 

zu abziehbaren Werbungskosten, wenn dem Inhaber des Anspruchs auf 

betriebliche Altersversorgung ohne die Ausgleichsvereinbarung bei Ren-

teneintritt geringere Versorgungsbezüge zuflössen. Die Ausgleichszah-

lung diene dann der Erhaltung der eigenen Versorgungsansprüche. Im 

Streitfall sei diese Voraussetzung gegeben. Nach den zum 01.01.2009 

geänderten gesetzlichen Regelungen zum Versorgungsausgleich wäre 

ohne die Ausgleichszahlung das Versorgungsanwartschaftsrecht des Klä-

gers zwischen ihm und seiner geschiedenen Ehefrau aufzuteilen gewesen. 

Diese Aufteilung hätte zur Folge gehabt, dass dem Kläger bei Rentenein-

tritt von vornherein geringere Versorgungsbezüge zugeflossen wären.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 11.11.2015, 7 K 453/15 E


